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Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes 

über die am 26. August 1952 in Bonn Unterzeichneten drei Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz, 
über die Regelung der Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich und zum deutschen Lastenausgleich. 

Vom 22. Juni 1957. 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In dem Gesetz über die am 26. August 1952 in 
Bonn Unterzeichneten drei Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizeri¬ 
schen Eidgenossenschaft über die deutschen Ver¬ 
mögenswerte in der Schweiz, über die Regelung der 
Forderungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gegen das ehemalige Deutsche Reich und zum deut¬ 
schen Lastenausgleich vom 7. März 1953 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 15) werden hinter § 4 folgende Vor¬ 
schriften eingefügt: 

„§ 4a 

(1) Ubersteigt der Betrag, der der Bundesrepublik 
Deutschland aus den Beiträgen nach Artikel 2 des 
Abkommens über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz zufließt, den Ablösungsbetrag 
(Artikel 1 des Abkommens) zuzüglich der ent¬ 
standenen Kreditkosten, so wird dieser Mehrbetrag 
(Überhang) einschließlich der Erträgnisse aus seiner 
Anlage nach dem Stand vom 1. April 1957 (Stichtag) 
auf Antrag an diejenigen Berechtigten gezahlt, die 
für die Freigabe ihrer Vermögenswerte in der 
Schweiz einen Beitrag geleistet haben. Die an den 
einzelnen Berechtigten zu zahlende Quote des ge¬ 
leisteten Beitrags bemißt sich nach dem Verhältnis 


des Überhangs zuzüglich der Erträgnisse zum Ge¬ 
samtaufkommen an Beiträgen am Stichtag. Das 
Gesamtaufkommen an Beiträgen und der Beitrag 
des Berechtigten werden nach dem Umrechnungs¬ 
kurs (Mittelkurs) in Deutsche Mark umgerechnet, 
der im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ergänzungs¬ 
gesetzes maßgebend ist. Die Quote wird auf einen 
vollen Hundertsatz oder auf einen Hundertsatz 
nach unten abgerundet, dessen einzige Dezimal¬ 
stelle auf fünf lautet. Beträge unter 10 Deutsche 
Mark werden nicht ausbezahlt. 

(2) Bei Beitragsüberweisungen der Schweize¬ 
rischen Verrechnungsstelle nach dem Stichtag ist 
nach Absatz 1 sinngemäß zu verfahren, jedoch die 
nach Absatz 1 ermittelte Quote unverändert anzu¬ 
wenden. 

(3) Ein nach Durchführung der Absätze 1 und 2 
verbleibender Betrag wird^in voller Höhe dem in 
§ 5 des Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) bezeichneten Aus¬ 
gleichsfonds zugeführt. 

§ 4b 

(1) Der Antrag (§ 4 a Abs. 1 Satz 1) ist innerhalb 
einer Ausschlußfrist von sechs Monaten, gerechnet 
vom Beginn des Kalendermonats, der dem Inkraft¬ 
treten des Ergänzungsgesetzes folgt, bei der Ober¬ 
finanzdirektion Frankfurt (Main) zu stellen. In den 
Fällen des § 4a Abs. 2 endet die Frist nicht vor 
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dem Ablauf von sechs Monaten, gerechnet von dem 
Zeitpunkt ab, in dem der Beitrag an die Schweizeri¬ 
sche Verrechnungsstelle entrichtet wurde. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen 

1. ein ausreichender Nachweis über die Höhe 
des geleisteten Beitrags, 

2. eine Bescheinigung des zuständigen Finanz¬ 
amts über die fristgemäße Anmeldung der 
Vermögenswerte nach § 3 Abs. 3 oder dar¬ 
über, daß diese Vermögenswerte diesem 
schon vorher ordnungsgemäß für die in 
Betracht kommenden Steuern bekanntge¬ 
geben worden sind. In der Bescheinigung 
ist anzugeben, ob Steuerrüdestände beste¬ 
hen, 

3. eine Bescheinigung der zuständigen Devi¬ 
senbehörde (Landeszentralbank) über die 
fristgemäße Anmeldung der Vermögens¬ 
werte nach § 3 Abs. 4 oder über die früher 
erfolgte ordnungsgemäße Anmeldung. 

Die in den Nummern 2 und 3 genannten Beschei¬ 
nigungen brauchen dem Antrag nicht beigefügt zu 
werden, wenn der Antragsteller nachweist, daß er 
im Zeitpunkt der Freigabe der Vermögenswerte 
weder einen Wohnsitz noch einen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hatte. 

§ 4c 

(1) Der nach den §§ 4 a und 4b zurückzuzahlende 
Betrag unterliegt der Ersatzvermögensabgabe. § 4 
und die Verordnung über die Vermögensabgabe 
der deutschen Vermögenswerte in der Schweiz vom 
10. April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 88) finden ent¬ 
sprechende Anwendung. Die in § 4 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit §§ 1, 2 und 5 Abs. 2 der vorbe- 
zeichneten Verordnung zugelassene Erhebung der 
Vermögensabgabe findet keine Anwendung. An die 
Stelle des Gegenwertes nach § 4 Abs. 2 in Ver¬ 
bindung mit § 3 Abs. 2 der Verordnung über die 
Vermögensabgabe der deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz tritt der nach den §§ 4 a und 4b zu¬ 
rückzuzahlende Betrag. 

(2) Der nach den §§ 4 a und 4 b zurückzuzahlende 
Betrag unterliegt nicht den Steuern vom Einkom¬ 
men und Ertrag und ist bis zum Ende desjenigen 
Kalenderjahres, in dem er ausgezahlt wird, von der 
Vermögensteuer befreit. Die §§ 47, 74 Abs. 2 und 3 
und 75 des D-Markbilanzgesetzes finden auf die 
nach den §§ 4a und 4b zurückzuzahlenden Beträge 
keine Anwendung. 

(3) Bei Geldinstituten, Versicherungs- und Rück¬ 
versicherungsunternehmen sowie Bausparkassen 
bleibt die Rückzahlung nach den §§ 4 a und 4 b ohne 
Auswirkung auf die Umstellungsrechnung und Alt¬ 
bankenrechnung. 

§ 4d 

(1) Jeder Berechtigte kann beantragen, daß die 
Ersatzvermögensabgabe (§ 4 c Abs. 1) nach Maß¬ 
gabe der Absätze 2 und 3 ermäßigt oder Befreiung 
von der Abgabe gewährt wird. Der Antrag* muß 
innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten, 


gerechnet von der Bekanntgabe der Abrechnung 
der Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) über die 
Einbehaltung der Ersatzvermögensabgabe, gestellt 
werden. 

(2) Von der Ersatzvermögensabgabe sind befreit 

1. natürliche Personen, Körperschaften, Per¬ 
sonenvereinigungen und Vermögensmas¬ 
sen, denen die freigegebenen Vermögens¬ 
werte an dem für die Ermittlung des der 
Vermögensabgabe unterliegenden Vermö¬ 
gens maßgebenden Stichtag zuzurechnen 
waren und die nach § 17 des Lastenaus¬ 
gleichsgesetzes beschränkt abgabepflichtig 
sind, mit dem auf diejenigen Vermögens¬ 
werte entfallenden Teil des Rückzahlungs¬ 
betrags, die an dem genannten Stichtag 
nicht zum Betriebsvermögen einer im Gel¬ 
tungsbereich dieses Gesetzes befindlichen 
Betriebsstätte gehörten; 

2. nicht unter § 4 c Abs. 3 fallende unbe¬ 
schränkt Abgabepflichtige, bei denen sich 
nach den Vorschriften des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes auf Grund des der Vermögensab¬ 
gabe unterliegenden Vermögens an dem 
für die Veranlagung maßgebenden Stich¬ 
tag und des Vermögens im Sinne des § 47 
Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes eine 
Abgabeschuld (§ 31 des Lastenausgleichs¬ 
gesetzes) nicht ergeben hat und eine solche 
sich auch nach Hinzurechnung des nach 
den §§ 4 a und 4 b zurückzuzahlenden und 
um die Ersatzvermögensabgabe nicht ge¬ 
kürzten Betrags nicht ergibt. Die Hinzu¬ 
rechnung des nach den §§ 4 a und 4 b zu¬ 
rückzuzahlenden Betrags erfolgt unabhän¬ 
gig von der Behandlung der in der Schweiz 
auf Grund der Leistung des freiwilligen 
Beitrags freigegebenen Vermögenswerte in 
der steuerlichen DM-Eröffnungsbilanz und 
bei der Einheitsbewertung des Betriebsver¬ 
mögens bei demjenigen, dem diese Vermö¬ 
genswerte an dem für die Ermittlung des 
der Vermögensabgabe unterliegenden Ver¬ 
mögens maßgebenden Stichtag zuzurechnen 
waren. 

(3) Würde sich bei Hinzurechnung des nach den 
§§ 4 a und 4 b zurückzuzahlenden und um die Er¬ 
satzvermögensabgabe nicht gekürzten Betrags zu 
dem der Vermögensabgabe unterliegenden Ver¬ 
mögen ein abgerundetes Vermögen von weniger 
als 35 000 Deutsche Mark ergeben, so ermäßigt sich 
die Ersatzvermögensabgabe auf 25 vom Hundert 
des zurückzuzahlenden Betrags. Absatz 2 Nr. 2 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) Die Voraussetzungen des Absatzes 2 oder 3 
sind der Oberfinanzdirektion Frankfurt (Main) 
durch eine Bescheinigung des für die Veranlagung 
zur Vermögensabgabe zuständigen Finanzamts 
nachzuweisen. 

§ 4e 

(1) Die Ersatzvermögensabgabe (§ 4 in Verbin¬ 
dung mit der Verordnung über die Vermögens¬ 
abgabe der deutschen Vermögenswerte in der 
Schweiz), die aus den in § 1 der vorbezeichneten 
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Verordnung genannten Gründen geleistet wurde, 
wird auf Antrag den Berechtigten in Höhe des Be¬ 
trags erstattet, der sich durch Anwendung der 
nach § 4a ermittelten und um ein Drittel gekürzten 
Quote auf die im Wege des Steuerabzugs ent¬ 
richtete Ersatzvermögensabgabe ergibt; die Kürzung 
der Quote entfällt oder erfolgt nur in Höhe eines 
Viertels in sinngemäßer Anwendung des § 4d 
Abs. 2 und 3. Beträge unter 10 Deutsche Mark 
werden nicht ausbezahlt. Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht, wenn die Ersatzvermögensabgabe nach § 5 
Abs. 2 der genannten Verordnung verrechnet oder 
erstattet worden ist. § 4c Abs. 2 und 3 gilt ent¬ 
sprechend. 

(2) Die Erstattung geht zu Lasten des in § 4a 
Abs. 3 bezeichneten Ausgleichsfonds. Zuständig für 
die Erstattung ist das Finanzamt, dem die Erhebung 
der Vermögensabgabe obliegt oder obliegen würde. 

(3) Der Antrag (Absatz 1) ist innerhalb einer 
Ausschlußfrist von sechs Monaten, gerechnet vom 
Beginn des Kalendermonats, der dem Inkrafttreten 


des Ergänzungsgesetzes folgt, bei dem nach Ab¬ 
satz 2 zuständigen Finanzamt zu stellen. Dem An¬ 
trag ist die von der Oberfinanzdirektion Frankfurt 
(Main) ausgestellte Bescheinigung über die Einbe¬ 
haltung des Steuerabzugsbetrags beizufügen. * 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungs¬ 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 22. Juni 1957. 

i 

Der Bundespräsident 
Theodor Heuss 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 

Der Bundesminister der Finanzen 
Schaffer 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
von Brentano 


Bekanntmachung 

über Enteignungen für Zwecke der Bundeswasserstraßen. 

Vom 12. Juni 1957. 

Die Bundesregierung hat am 22. Mai 1957 folgen¬ 
den Beschluß gefaßt, den ich hiermit bekanntmache: 

„Auf Grund des Artikels 2 des Kapitels XVIII der 
Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Finanzen, der Wirtschaft und der Rechtspflege vom 
.18. März 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 109) in Verbin¬ 
dung mit Artikel 129 Abs. 1 Satz 1 des Grund¬ 
gesetzes wird 

für den Ausbau der Mosel 

die Enteignung für zulässig erklärt." 

Bonn, den 12. Juni 1957. 

Der Bundesminister für Verkehr 
In Vertretung 
B e rgemann 
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Bekanntmachung über die deutsch-mexikanische Vereinbarung 
über die gegenseitige Leistung von Rechtshilfe in Strafsachen. 

Vom 8. Juni 1957. 

Zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Vereinigten 
Mexikanischen Staaten ist durch Notenwechsel 
vom 4. Oktober 1956/18. Dezember 1956 vereinbart 
worden, in allen strafrechtlichen Angelegenheiten 
Rechtshilfe auf der Grundlage der Gegenseitigkeit 
und unter Beobachtung der Grundsätze und Ver¬ 
pflichtungen des internationalen Rechts zu leisten. 

Der Notenwechsel über die Vereinbarung wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Bonn, den 8. Juni 1957. 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
In Vertretung 
Hallstein 


524.9/3903 

Nota Verbal, 

La Embajada de los Estados Unidos Mexicanos saluda 
muy atentamente al Ministerio de Negocios Extranjeros 
y tiene el honor de acusarle recibo de su atenta nota 
nümero 503-88-3526, del 28 de julio ultimo, relativa a la 
reciprocidad en materia de asistencia juridica. 

Con respecto a este asunto, la Embajada de Mexico 
se permite manifestar al Ministerio de Negocios Extran¬ 
jeros que su Gobierno ofrece al Gobierno de la Repü- 
blica Federal de Alemania reciprocidad para una asis¬ 
tencia juridica en general, ya que teniendo Mexico 
relaciones con este pais, todo lo que se relacione con 
la asistencia juridica ya sea la realizaciön propiamente 
de diligencias judiciales, exhortos, suplicatorios y aün 
extradictiön misma, podrän ser tramitados bajo la reci¬ 
procidad internacional y cumpliendo los principios y 
deberes que informa el Derecho Internacional Püblico. 

La Embajada de Mexico aprovecha la oportunidad para 
reiterar al Ministerio de Negocios Extranjeros, su mas 
alta y distinguida consideraciön. 

Colonia, 4 de octubre de 1956. 

L.S. 


Ministerio de Negocios Extranjeros, 
Bonn 

Koblenzer Strasse 101 


524.9/3903 (Übersetzung) 

Verbalnote 

Die Botschaft der Vereinigten Mexikanischen Staaten 
beehrt sich, den Empfang der Note des Auswärtige^ 
Amts — 503-88-3526 vom 28. Juli d. J, betreffend die 
Gegenseitigkeit auf dem Gebiet der Rechtshilfe zu be¬ 
stätigen. 

Die Mexikanische Botschaft teilt dem Auswärtigen Amt 
in dieser Angelegenheit mit, daß ihre Regierung der Re¬ 
gierung der Bundesrepublik Deutschland die Gegenseitig¬ 
keit der Rechtshilfe im allgemeinen anbietet; denn da 
Mexiko diplomatische Beziehungen mit der Bundesrepu¬ 
blik unterhält, können alle Angelegenheiten der Rechts¬ 
hilfe, möge es sich um Durchführung richterlicher Hand¬ 
lungen, Rechtshilfeersuchen, Eingaben oder auch um 
Auslieferung handeln, auf der Grundlage der internatio¬ 
nalen Gegenseitigkeit und unter Beachtung der Grundsätze 
und Verpflichtungen des Völkerrechts behandelt werden. 

Die Mexikanische Botschaft benutzt diese Gelegenheit, 
das Auswärtige Amt erneut seiner ausgezeichneten Hoch¬ 
achtung zu versichern. 

Köln, den 4. Oktober 1956. 

L. S. 


An das 

Auswärtige Amt 
Bonn 

Koblenzer Straße 101 
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Auswärtiges Amt 
503-88-3526 


Verbalnote 

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Mexikanischen Botschaft mitzuteilen, daß die 
Bundesregierung die in der dortigen Verbalnote vom 4. Oktober 1956 — 524.9/3903 — 
enthaltene Erklärung entgegennimmt, wonach die Regierung der Vereinigten Mexika¬ 
nischen Staaten bereit ist, in allen strafrechtlichen Angelegenheiten Rechtshilfe jeder 
Art (u. a. durch Auslieferung, Vernehmung von Zeugen, Erteilung von Auskünften, Be¬ 
schaffung von Urkunden über die Identität und die Führung von Personen) auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit und unter Beobachtung der Grundsätze und Verpflich¬ 
tung des internationalen Rechts zu leisten. 

Die Bundesregierung sichert ihrerseits der Regierung der Vereinigten Mexikanischen 
Staaten zu, in Strafsachen Rechtshilfe zu leisten, soweit sie nach den innerstaatlichen 
Gesetzen zulässig und nicht geeignet ist, wesentliche (wirtschaftliche oder politische) 
Interessen des Bundes oder der Länder der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden. 

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die Mexikanische Botschaft erneut seiner 
ausgezeichneten Hochachtung zu versichern. 


Bonn, den 18. Dezember 1956. 

L. S. 


An die 

Mexikanische Botschaft 
Köln 


Bekanntmachung 

zu dem Kulturabkommen vom 17. Mai 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Griechenland. 

Vom 13. Juni 1957. 

In Athen ist am 17. Mai 1956 ein Kulturabkom¬ 
men zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Griechenland unterzeichnet worden. 

Das Abkommen, das nachstehend veröffentlicht 
wird, tritt nach seinem Artikel 19 am 16. Juni 1957 
in Kraft. Die Ratifikationsurkunden sind am 16. Mai 
1957 ausgetauscht worden. 

Bonn, den 13. Juni 1957. 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
In Vertretung 
Hallstein 
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Kulturabkommen 

zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Griechenland 


VON DEM WUNSCHE geleitet, durch freundschaftliche 
Zusammenarbeit und Austauschmaßnahmen das Verständ¬ 
nis für das kulturelle Leben und die Kenntnis der künst¬ 
lerischen und wissenschaftlichen Leistungen des anderen 
Landes im eigenen Lande zu vertiefen und 

ÜBERZEUGT, daß eine enge kulturelle Zusammenarbeit 
zwischen ihren beiden Ländern auch der gemeinsamen 
Sache der europäischen Kultur dienen werde, sind 

die Bundesrepublik Deutschland 

und 

das Königreich Griechenland 

übereingekommen, nachstehendes Abkommen zu schlie¬ 
ßen: 

Artikel 1 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die kulturelle 
Zusammenarbeit zwischen ihren Ländern nach Möglich¬ 
keit und nach besten Kräften zu fördern und zu schützen. 
Sie werden sich gemeinsam bemühen, alle Schwierigkeiten 
aus dem Wege zu räumen, die sich dieser kulturellen 
Zusammenarbeit entgegenstellen könnten. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der bestehen¬ 
den Gesetze und der Satzungen der Institutionen prüfen, 
inwieweit und unter welchen Bedingungen akademische 
Grade, Diplome und Zeugnisse des einen Landes als 
den entsprechenden akademischen Graden, Diplomen und 
Zeugnissen des anderen Landes für akademische und — in 
geeigneten Fällen — für berufliche Zwecke gleichwertig 
anerkannt werden können. 

Artikel 3 

Die Vertragsparteien werden nach Möglichkeit und ge¬ 
mäß den Satzungen der Hochschulen und Universitäten 
bestrebt sein, an den Universitäten ihres Landes die Er¬ 
richtung von Lehrstühlen und Lektorenstellen sowie die 
Abhaltung von Vorlesungen und Lehrgängen, die sich mit 
der Sprache, der Geschichte, den gesellschaftlichen Ein¬ 
richtungen, der Kunst und Literatur des anderen Landes 
befassen, zu fördern. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der finan¬ 
ziellen Möglichkeiten den Austausch von Hochschulleh¬ 
rern, Dozenten, Assistenten und Studenten begünstigen, 
indem sie ihre Reisen erleichtern und jährlich Stipen¬ 
dien für Studierende des anderen Landes zu Studien im 
eigenen Lande aussetzen. Beide Regierungen werden dafür 
Sorge tragen, daß Studierenden des anderen Landes der 
Zugang zu den Universitäten und anderen Hochschulen 
des eigenen Landes erleichtert wird. 


MOP^QTIKH EYMBAEIE 
METAEY 

TOY BAI1AEIOY THE 'EAAAAOE KAI 
THE OMOEÜONAIAKHE 
TEPMANIKHE AHMOKPATIAE 


’Epcpopo'jgevoi uitö tt;<; ’E 7 U 0 opL(as, forcos Std 91X1x7)!; cruvep- 
yaata«; xal dptotßata<; £mxoivcovla<; xaxaaxTjaouv Sxaaxo q £v vjj 
ycopa auToü ßaOuxEpav ttjv xaxavovjatv ty )q TTVEuptaxtXTji; £co?j; 
xal ttjv yvtoatv tojv xaXXtxsyvtxcov xal £7rtaxy)pLOvtxtov daro- 
SScecov tt)<; £T£pa<; ycopa;, xal 

IlE7r£iapivot, 5xt pda axEv/) ptop9coxix7) <7ov£pya<TLa ptexa^ü 
tcov Suo ycopcov 0a i^mTfizz-foy) xal ttjv xoivyjv u7t60e<tiv xqü 
EupcoTra'ixoO IIoXLTtapLou. 

To BaatXetov rrj; 'EXXdSo; xal tj 'OpuYartovSiaxT) repptavtxT) 
A7)ptoxpaxta auv£ 9 covT)aav ttjv cruva^tv TT); xdxcoOt aupLßdaEcoc;: 


ApOpov 1. 

Ta auptßaXXopLEva piipr] avaXaptßdvouv vd 7rpoco07)aouv xaxd 
To Sovaxöv xal va TcpoaxaxEoao'jv tt,v ptop9coxtX7}v auvspyaotav 
piETa^ü Toiv ycopcTiv xcov, xaxaßdXXovxa 7rav 7rp<Sa9opov 7upö; 
touto ptixpov. 0i irpoarraOTjacoatv arro xotvoG vd Trapaxdp^oov 
6Xa; xd; Suayspsta;, atxtvs; xuyov 6a 7)Suvavxo va 7rapEpt7ro- 
Staouv ttjv {jLop9o>xtX7)v xaüx7)v auvspyaotav. 

’ApOpov 2. 

Td (TUptßaXXoptEva pip7) 0a ^sxdaouv £v tg i 7rXaiatcö xrj; xet- 
piv7)<; voptoOsala; xal xcov opyavtapiGiv xoiv TSpuptdxcov xaxd 
7i6aov xal (mb 7U0I00; opoo; Suvavxat vd avayvcoptaOoGv St 1 axa - 
STjptatxoü; CTxo7roö; xai, ei; copiaptsva; 7ieptKXcöa£t^, St’ ^TrayyEX- 
pLaxtxoix; xoto'jxoog dxaS7)piatxol xtxXot, StirXcoptaxa, a7roXox7)pta 
xal EvSetxxtxd tt); pua; ycopa; co; taoxLjjLa 7rpö; xoö; dvxt- 
axotyou; dxaSTjpLatxoü; xtxXoo;, StTiXcoptaxa, d7roXox7)pta xal 
£vSetxxtxd xrj; sxepa; ycopa;. 

’Apßpov 3. 

Td crufjtßaXXSpeva ptsp7) 0a 7rpo<T7ta07)aouv vd 7tpoco07)ooov 
xaxd xo Sovaxöv xal augcpcovco; zo) ’Opyavtapup xcov ’Avcoxdxcov 
’ ExTuatSeuxtxcov TSpupdxcov ttjv l'Spoatv £Spcov xal6£ascov Ixxdx- 
xou StSaaxaXta; (Lektoren) st; xd riav£7rt<jx7)pua xcov ycop&v xcov, 
<o; xai ttjv Stopydvcoatv TuapaSöaEcov xal StaXs^ecov 7rpay- 
paTEuopivow ttjv yXtoaaav, T7jv laxoptav, ttjv auvOscrtv xr,; 
xotvcovtx'?)^ ^co7)c» ttjv xEyv/)v xal X7)v 9tXoXoytav xt)<; exspa; 
ywpaq. 

’ApOpov 4. 

Td <TU[xßaXX6pL£va ptepT) 0d eovotjooov ev xoi ixXatatco xcov 
olxovopLtxcov SuvaxoTTjTcov xt)v dvxaXXayvjv Ka07]y7]X(ov ’Avco - 
xdxcov EyoXcov, *T97)y7)xo>v, Bot) 0 cov xal <I>otX7)xcov, Stsoxo- 
Xovovxa xd xa^EtSta aoxcov xal yopTjyouvxa Ex/)ata? 6ixoxp09laq 
Std «TTrooSaaxdi; zr^ pttd; ycopac; Std crrcooSd^ hv xf) EXEpa yo>pa. 
Apt9ox£pat at Koßspv'/jaEt; 8d ptEptpLv^aouv, örrco^ StsuxoXuvExat 
7) EtaoSo^ arrooSauxcov zr\c, kzip'xc, ycopa; zlq xd IIave7U(JX7)pLta 
xal dXXai; Avcoxdxai; EyoXd; zffi ycopac; xcov. 
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Artikel 5 

Die Vertragsparteien werden in ihrem Lande die 
Gründung von kulturellen Instituten und Gesellschaften 
des anderen Landes, insbesondere zur Erlernung der 
deutschen bzw. griechischen Sprache, zulassen und fördern. 


Artikel 6 

Die Vertragsparteien werden eine enge Zusammen¬ 
arbeit zwischen den gelehrten Gesellschaften sowie den 
Bildungs- und Berufsorganisationen ihrer Länder fördern. 

Artikel 7 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, darauf hinzu¬ 
wirken, daß Gelehrten und Forschern des anderen Landes 
der gleiche Zugang zu den Denkmälern, Sammlungen, 
Archiven, Bibliotheken und anderen wissenschaftlichen 
Einrichtungen, die unter staatlicher Aufsicht stehen, wie 
ihren eigenen Gelehrten und Forschern ermöglicht wird. 
Insbesondere verpflichten sich die Vertragsparteien, auch 
die altbewährte, für beide Teile fruchtbare Zusammen¬ 
arbeit auf dem Gebiet der klassischen Altertumswissen¬ 
schaft zu fördern. So kann im Rahmen der bestehenden 
Gesetzgebung und der Zuständigkeiten der griechischen 
archäologischen Dienststellen die Tätigkeit des seit 1875 
bestehenden Deutschen Archäologischen Instituts aus¬ 
gebaut und von beiden Vertragsparteien nach Kräften 
unterstützt werden. 

Artikel 8 

Die Vertragsparteien werden ständigen wissenschaft¬ 
lichen Forschungseinrichtungen des anderen Landes im 
eigenen Lande ihre volle Unterstützung gewähren. Sie 
werden sich um das normale Wirken dieser Einrichtun¬ 
gen in jeder Weise bemühen. 

Artikel 9 

Die Vertragsparteien werden alle Bestrebungen unter¬ 
stützen, die dazu dienen, ihren Völkern die Kenntnis der 
Kulturgüter des anderen Landes zu vermitteln durch: 

1. Kunstausstellungen und Ausstellungen anderer Art, 

2. Konzerte und Vorträge, 

3. Theatervorstellungen, 

4. Austausch von Filmen jeder Art, 

5. Förderung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Ton- und Fernsehfunks. 


Artikel 10 

Die Vertragsparteien werden sich bemühen, die Ver¬ 
breitung von literarischen, wissenschaftlichen und tech¬ 
nischen Veröffentlichungen des anderen Landes im eige¬ 
nen Lande zu fördern und die Einfuhr und den Umlauf 
von Büchern, Zeitschriften, Schallplatten und Filmen jeder 
Art des anderen Landes im eigenen Lande im Rahmen 
der geltenden Gesetze zu erleichtern. Sie werden es sich 
angelegen sein lassen, die Übersetzung solcher Bücher zu 
fördern, die für die Kenntnis des geistigen Lebens des 
anderen Landes von Wert sind. 


Artikel 11 

Die Vertragsparteien werden es sich angelegen sein 
lassen, an den Universitäten und möglichst auch anderen 
Unterrichtsanstalten ihres eigenen Landes im Rahmen 
ihrer Rechtsordnung den Unterricht in der Sprache des 
anderen Landes zu fördern. 


w Ap9pov 5. 

Ta crugßaXXlgsva glpY) 0a ImxpeTrouv xal 0a 7rpoco0ouv Iv xfj 
tSla auxwv /a>pa xt]v l'Spuaiv popcpcoxixcav TSpugxxcov xal ’Opya- 
vtagcov xr ( ? Ixlpa? /wpa^, 18ca 7rpö? IxgdO^aiv x9]? 'EXX^vcxt}? 
xal dvxiaxotxo>? T7j? Fepgavix - ?)? yXcoacnj?. 

’ApOpov 6. 

Ta <rugßaXX6geva glp?) 0a TcpocoOrjaouv xyjv <txcvX,v auvep- 
yaatav gsxa£ü xcov Imcmrjgovixcov Ecogaxetcov <o? xal x<ov gop- 
9coxlxcov xal lirayyeXgaxixcov ’Opyavcoaecov xcov ycopcöv xcov. 

"ApOpov 7. 

Ta dogßaXXogeva glpT) urcoxpsoüvxai. vd Ivepyvjaouv Srrco? 
xaxaaxouv Tipomxd et? ’EmaxTjgova? xal ’Epeuvirjxd? xt}? Ixlpa? 
ycopa? xd gvrjge ta, auXXoyat, ap/eta, ßtßXtoO^xat xal Ixspa U7r8 
xpaxtx7jv emßXe^tv euptaxlgeva lm,axYjgovtxd ISpugaxa, xa9* 
5v xponov xal et? xou? ’EjciaxTqgova? xal ’Epeuv/jxd? X7j? I8ia? 
auxwv y^pa?. TSta u7roypeouvxai xa augßaXXögeva glpiq vd 
7:poco0r)aouv xal xyjv 7raXat60ev 8e8oxiga<rglvy}v xal 8t’ agcpdxepa 
xa glp7) xap7uo9<$pov auvepyaatav &nl xou 7reStou ty)? xXaaaixrj? 
ApyatoXoyta?. Ouxco 8övavxat Iv xcji reXaurtco x9)? xetglvr)? 
vogoOeata? xal xo>v apgoStoxrjxcov xcov *EXXt)vixo>v dpyaio- 
Xoyixoöv'Ymrjpem&v va 8ieupuv0oüv at Ipyaaiat xou a7i8 xou 1875 
u9taxaglvou Fepgavtxou ’ApyatoXoyixou Tvaxtxouxou xal vd 
U7roaX7]ptx0oöv xaxd x8 8uvax8v 7rap s ag9oxlpoov xcov aug- 
ßaXXoglvcov gepoW. 

"Ap0pov 8. 

Ta ougßaXXögeva glpiq 0a rcaplyouv Ixocaxov Iv xfj ycopqc xou 
?rXy]p7) u7roaxir}pdgv et? govtgou? ’Emaxiqgovixd? ’Opyavcoaei? 
xrj? Ixlpa? ycopa?. ’Ag96xepa xd augßaXXlgeva glp7} 0d xaxa- 
ßaXouv Trdaav 7rpo<ncd0etav 8ta xdjv ogaX^v Xeixoupylav xa>v Iv 
Xoyco ’Opyavcoaecov. 

’ApOpov 9. 

Ta aogßaXXlgeva glpTj 0a Ö7ro<rxY)p££ouv 8Xa? xd? 7Tpoa- 
rcaOeta?, al Isolat drrocrxo7Toüv et? x8 va xaxaaxrjaouv yvcoaxöv 
et? xou? Xaoö? xcov xöv xaXXtxeyvtxIv 7rXooxov T7j? Ixlpa? ycopa? 
Sioc X7j? 8topyavcocreco? 

1) KaXXLxeyvtxcov IxOlaecov xal IxOlaecov 7ravx8? et8ou?. 

2) EuvauXtcov xal 8taX£t;ecov. 

3) ©eaxpixcov rcapaaxdaecov. 

4) ’AvxaXXay^? xtvT)gaxoypa9txc5v xatvtcov 7cavx8? efSou?. 

5) ITpocoOrjaeco? xal cruvepyaata? inl xou rreStou X7)? paSto- 
9<ovta? xal XY)Xo<^ta?. 

w Ap0pov 10. 

Ta augßaXX6geva • glpY) 0d 7tpo<m;a0Y)<TOUv va 7Tpoco0Yjaouv 
exaarxov Iv xfj X^P? a ^ T0 ^ xrjv 8id8omv 9tXoXoytxcov, I7U- 
(jxr^govtxoiv xal xexvcxcöv S^gocrieugaxcov xy)? Ixlpa? x^P a ^ 
va SteuxoXüvouv xt;v etcraycoyJjv xal xrjv SiaSooiv ßißXicov, 
7repco8txo>v, Staxcov 9covoypa9cov xal xivY)gaxoypa9ixcov xatvtoiv 
7cavx8? elSou? x^? Ixlpa? ycupa?, Iv xeo 7cXatatco xt)? torxuoucn]? 
vogoOeala?. 0a Iv8ta9ep0oüv vd rcpocoO^aouv vfyt gexa9pamv 
ßcßXtcov Ixavcov et? x8 vd yvcoptoT) xt? xyjv rxveugaxtx^v £co^v 
xrj? Ixlpa? x^P“^- 


’ApOpov 11. 

Td ougßaXXlgeva glpTj 0 d Iv 8 ta 9 ep 0 ouv vd TrpocoOirjaouv et? 
xd navemaxYjgia xal et 8 uvax 8 v xal et? exepa Trveugaxtxd 
ISpügaxa xtj? y & pcLq , xcov, Iv xcp 7 rXacatcp x 9 j? xetglvY)? vogo- 
Oeata?, X 7 jv StSaaxaXtav et? xtjv yXoicraav xr^? Ixlpa? x^>p^- 
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Artikel 12 

Bestehen Kindergärten, Grundschulen oder Höhere 
Schulen des anderen Landes im eigenen Lande und ist 
deren Tätigkeit unterbrochen worden oder eingeschränkt, 
so wirken beide Vertragsparteien dahin, daß diese Ein¬ 
richtungen so bald wie möglich in vollem Umfange 
wieder in Betrieb genommen werden können. Dieser 
Artikel bezieht sich auf alle Schulen, in denen nach ihrer 
Gründung der Unterricht ganz oder zum größeren Teil in 
der Sprache des anderen Landes abgehalten wurde. 

Artikell3 

Die Vertragsparteien werden sich im Rahmen ihrer 
Rechtsordnung um die Berichtigung von Irrtümern be¬ 
mühen, die durch Bücher, Filme, Artikel oder Nachrichten 
verbreitet werden und in denen die historischen Tat¬ 
sachen zum Schaden einer der beiden Vertragsparteien 
entstellt wiedergegeben sind. 

Artikel 14 

Zur Durchführung dieses Abkommens wird ein aus acht 
Mitgliedern bestehender Ständiger Gemischter Ausschuß 
gebildet, für den jede der beiden Regierungen vier Mit¬ 
glieder ernennt. 

Artikel 15 

Die Mitglieder des Ausschusses werden für die Bundes¬ 
republik Deutschland vom Bundesminister des Auswär¬ 
tigen im Benehmen mit den beteiligten Bundesministern 
und den Kultusministern der Länder, für das Königreich 
Griechenland vom Minister des Auswärtigen im Einver¬ 
nehmen mit dem Minister für Nationale Erziehung er¬ 
nannt. Im Bedarfsfälle können Sachverständige hinzu¬ 
gezogen werden. 

Artikel 16 

Der Ständige Gemischte Ausschuß tritt bei Bedarf, je¬ 
doch mindestens alle zwei Jahre abwechselnd in einem 
der beiden Länder zusammen. Die Regierung des Landes, 
in dem der gemischte Ausschuß Zusammentritt, wird je¬ 
weils ein neuntes Mitglied als Vorsitzenden bestellen. 

Artikel 17 

Die erste Aufgabe des Ständigen Gemischten Aus¬ 
schusses besteht darin, geeignete Maßnahmen zur Durch¬ 
führung dieses Abkommens vorzuschlagen. Diese Maß¬ 
nahmen bilden nach ihrer Annahme einen Anhang zu 
diesem Abkommen. Bei seinen folgenden Tagungen über¬ 
prüft der Ständige Gemischte Ausschuß die Auswirkun¬ 
gen des Abkommens und schlägt den Vertragsparteien 
Änderungen zum Anhang vor, wenn er dies für not¬ 
wendig hält. 

A r ti kel 18 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Königlich Griechischen Regierung inner¬ 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkom¬ 
mens eine gegenteilige- Erklärung abgibt. 

Artikel 19 

Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Der Austausch der 
Ratifikationsurkunden findet in Bonn statt. Das Abkom¬ 
men tritt einen Monat nach Austausch der Ratifikations¬ 
urkunden in Kraft. 

Artikel 20 

Dieses Abkommen bleibt für die Zeit von mindestens 
fünf Jahren in Kraft. Danach bleibt es, wenn es nicht 
wenigstens sechs Monate vor Ablauf dieser Zeit von 


ApOpov 12. 

Ta aupßaXXöpeva p£pv] 6a £vepyrjaouv, Öaxe uqrtaxapeva 
N7]maY<DYEia, Ar;poxtxd SyoXeTa xal EyoXeta M£ot)c; ’Exxat- 
Seuaewt; TTjg exepat; ywpat;, wv 7) XEiTOupyia 8tex6x7) 7^ xept- 
wpla07], vd xeOoüv xö xayuxepov Suvaxöv xal xdXiv h> xXYjpei 
XeiToopyla. Tö xapöv apOpov aepopä axavxa xd EyoXeia eit; xd 
öxola xaxöxtv x*?j^ i8puaew<; xwv yj 8i8aaxa>aa ey^ vst0 öXw ^ 
xaxd xö peYaXuxepov pspoQ st<; tijv Y^ aaav Exepat; ywpat;. 


''ApOpov 13. 

Ta aupßaXXöpeva pepYj 0a xpocncaOrjaouv £v xw xXatalw xyjt; 
xetpevr;^ Nopo0eala<; va StopÖwaouv e^aXgivat; xX 7 }po 9 oplat;, 
SiaSiSopevat; 8 td ßtßXlwv, xivY)paxoYp:x 9 txwv xatvtwv, dpQpwv 
xal Starpöpcov xXa;p 090 piwv, 8 t’ wv avaxaptaxwvxat xa laxopixa 
Y^Y°v<Sxa xapaxotYjpIva, xpöt; ßXaßyjv evöt; xwv aupßaXXop£vwv 
pepwv. 

’ÄpOpov 14. 

Ata xtjv IxxeXeatv xaj^ xapoöoY}t; aupßdaectx; Od ouyxpoty^Oy) 
ÖXXapeX*?^ MÖVtpO^ MtXXYJ ’ExtXpOXY] 8 t’ 7 )V 0a Öplof) IxdoTfi 
xwv 8 öo KußepvYjaswv x£aaapa p^Xrj. 

ApOpov 15. 

Ta peXrj xrjs ’ExtxpoxY}<; 0a öptaOoöv 8 td psv xtjv *Opoa- 
rrovStaxYjv reppavtx 7 ;v A/jpoxpaxtav Otto xou 'YxoupYou xwv 
’E' wxeptxcov ev auvevvo'^aet pexd xwv auppexeyövxwv ‘Yxoup- 
ywv xal xwv * YxoupYwv natSelat; xwv ywpwv xr^ 'Opoaxov- 
8 tac;, 8 ta Bi xö BaalXetav xra^c; *EXXd 8 o<; uxö xou ‘YxoupYOu xwv 
‘E^wxeptxwv ev auvewoY)a£t pexd xou ‘YxoupYOÖ ’EOvtXYjc; 
IlaiSetai;. ’Edv xapaaxfj dvaY^Y] 8 uvavxat va xXtqQouv xal 
^pxetpOYVwpoveq. 

ApOpov 16. 

TI Movtpo^ MtxxY] ’Extxpox*/} Od auvepyexat öaaxt<; xouxo 
xaOlaxaxat dvaY*atov, ev xda7] opwt; xepi,xTwaei dvd Siextav eit; 
exaax yjv xwv 8üo ywpwv £vaXXd£. * Yxö Koßepv7)aew^ xr^ 
ywpai; £v fj OeXet ouveXOy] y) Mlxxy) ’Extxpoxd] öpt^exat £xdaxoxe 
evaxov peXo^ öxep 0d xpoeSpeöafi auxr^. 

ApOpov 17. 

Tö xpwxov epyov Tf\c, Movipou Mixxy)^ ’Extxpoxr^ auvlaxaxat 
eit; x'/;v uxo 8 et^tv xwv xaxaXXr^Xwv pexpwv 8 td xyjv exxeXeatv x?):; 
xapoucrc]; aupßdaew;. Td pexpa xaüxa axoxeXoüv, dpa vjj dxo- 
8 oyY) xwv, xapdpxTjpa ty]^ xapouar^ crupßdaew';. Kaxa xat; exo- 
pevat; crjveSptdoei^ ^c, yj Movtpoc; Mtxxv] ’ExixpoxY} ^exd^ei 
xd axoxeXeopaxa xr^ aopßdaew^ xal £ 9 ’ Öoov Oewpet xouxo 
dvayicatov, xpoxelvet etc; xd crjpßaXXöpeva psp'Cj xpoxoxotr^aet? 
xou xapapx^paxo^. 

ApOpov 18. 

*H xapouaa aöpßaatt; loryuet xal 8 ta xy]v xeptoy^jv xou Bepo- 
Xtvou £ 9 * Öaov Y) Kuß^pvY]CTtt; xrje; 'OpoaxovStax^c; TeppavixT]^ 
Arjpoxpaxtat; 8 öv ^ÖeXev uxoßaXet ^vxö<; xptcov pYjvwv dxö X 7 jt; 
layuot; XYjt; xapou<nr]<; crjpßdoew<; dvxlOexov 8 V]Xwatv xpöt; xy^v 
K ußepvY^crtv xou BamXetou xy)<; 'EXXa 8 o<;. 

ApOpov 19. 

TI xapouaa aupßaot^Od extxupwO?). 'H avxaXXvay o ’Opyd- 
vwv ^xtxupwaew<; Od Xdßr) ywpav Böwr r ' H layu? xy]^ uupßd- 
crewt; apyexat pexd xdpoSov ^vö<; pYjvöt; dxö x% dvxaXXay^? twv 
’Opydvwv extxupwaewc;. 

ApOpov 20. 

*H xapouaa aupßaait; 0a xapapetv^) ^v layuX 8 td xeplo 8 ov 
xouXdyiaxov xevxe £xwv. ’Edv 8 ev xaxaYY e ^0?i xouXdytaxov 'i\ 
päjvat; xpö xyjc; wt; dvw xpoOeapta^ xap* £vö<; xwv aupßaXXop^vwv 
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einer Vertragspartei gekündigt wird, bis zum Ablauf von 
sechs Monaten von dem Tage an in Kraft, an welchem 
eine der beiden Vertragsparteien der anderen gegenüber 
die Kündigung ausgesprochen hat. 

ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Be¬ 
vollmächtigten dieses Abkommen mit ihren Unterschriften 
und mit ihren Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Athen, am 17. Mai 1956 in zwei Ur¬ 
schriften, in deutscher und griechischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 

gezeichnet: 

von Brentano 
Für das 

Königreich Griechenland 

gezeichnet: 

S. I. Theotokis 


pep&v, Ttapoqjisvet Iv i<r/yi. ’Ev TrepiTrxaKJEt, xaxayyeXta:; 
7 iapoSov xcov revxe Ixcov Trxpouaa tayjjst ern Iv elaexi £5a|i.Y}vov 
arrö xy Y]p£pa; xy)<; xaxayyeXta:;. 

Eh; Tttaxoifnv, ol oixetoi nX^pe^ouatoc uTrsypayav xr ( v Trapouaav 
crüixßaaLv xal sfkaav ln auxr^ xaq aypaycSai; auxcov. 

’Eyevexo £v ’AÖYjvai? xyjv 17yjv Matou 1956 zlq St7rXa 7rparx6- 
TJ7:x, zlc, Fepuavix^v xal ‘EXXyjvlxyjv yXcoacrav, d^cpoxepcov xcav 
xeigivcav eyovxciiv tcrYjv layöv. 

Ata xö BaatXetov TYjc 'EXXaSos 
E. I. 0EOTOKHS 


Ata xyjv 'OptocnrovStax^v Feppavtx9)v A^ptoxpaxfocv 
VON BRENTANO 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

Athen, den 17. Mai 1956 

Sehr geehrter Herr Minister, 


Ich beehre mich, Euer Exzellenz im Namen der Bun¬ 
desregierung zu bestätigen, daß es sich bei den deutschen 
Kindergärten, Grundschulen oder Höheren Schulen in 
Griechenland, die gemäß Art. 12 des heute Unterzeichne¬ 
ten deutsch-griechischen Kulturabkommens ihre Tätigkeit 
wieder aufnehmen sollen, nur um die Einrichtungen 
handelt, die während des Schuljahres 1938/39 in Athen 
und in Saloniki bestanden haben. 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck meiner 
ausgezeichnetsten Hochachtung. 

von Brentano 

Seiner Exzellenz 

dem Königlich Griechischen Minister 
des Auswärtigen 

Herrn Sp. Theotokis 
Athen 
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Le Ministre des 
Affaires Etrangeres 

Athenes, le 17 mai 1956 

Monsieur le Ministre, 

J’ai l’honneur d’accuser reception de la lettre en date 
de ce jour que Votre Excellence a bien voulu m'adresser 
et qui est ainsi congue: 

«J'ai l’honneur de confirmer a Votre Excellence au 
nom du Gouvernement Federal qu'en ce qui concerne 
les jardins d'enfants, ecoles primaires et ecoles secon- 
daires allemands en Grece lesquels, conformement ä 
l’Article 12 de 1‘accord culturel germano-hellenique signe 
aujourd’hui, doivent reprendre leur fonctionnement, il 
s'agit seulement des institutions qui existaient ä Athenes 
et ä Salonique pendant l'annee scolaire 1938/39.» 

Veuillez agreer, Monsieur le Ministre, les assurances 
de ma tres haute consideration. 

Theotokis 

Son Excellence 

le Ministre des Affaires Etrangeres 
de la Republique Föderale d'Allemagne 
Monsieur Heinrich von Brentano 

Athenes 


(Übersetzung) 

Der Minister 
des Auswärtigen 

Athen, den 17. Mai 1956 

Sehr geehrter Herr Minister, 

Ich beehre mich, den Empfang des Briefes vom heutigen 
Tage zu bestätigen, den Euer Exzellenz an mich gerichtet 
hat und der folgenden Wortlaut hat: 

„Ich beehre mich, Euer Exzellenz im Namen der Bun¬ 
desregierung zu bestätigen, daß es sich bei den deutschen 
Kindergärten, Grundschulen oder Höheren Schulen in 
Griechenland, die gemäß Art. 12 des heute Unterzeichne¬ 
ten deutsch-griechischen Kulturabkommens ihre Tätigkeit 
wieder aufnehmen sollen, nur um die Einrichtungen 
handelt, die während des Schuljahres 1938/39 in Athen 
und in Saloniki bestanden haben." 

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdrude meiner 
ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Theotokis 

Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
der Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Heinrich von Brentano 
Athen 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Abkommens 
vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge. 

Vom 14. Juni 1957. 


Bei dem Generalsekretär der Vereinten Nationen haben die Urkunde 
über den Beitritt 

Ekuador am 17. August 1955 

Island am 30. November 1955 

Irland am 29. November 1956 

und die Ratifikationsurkunde 

der Heilige Stuhl am 15. März 1956 

die Niederlande am 3. Mai 1956 

zu dem Abkommen vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flücht¬ 
linge (Bundesgesetzbl. 1953 II S. 559) hinterlegt. 

Das Abkommen ist daher gemäß seinem Artikel 43 für Ekuador am 
15. November 1955, Island am 28. Februar 1956, Irland am 27. Februar 
1957, den Heiligen Stuhl am 13. Juni 1956 und die Niederlande am 
1. August 1956 in Kraft getreten. 


Ekuador ist dem Abkommen mit folgenden Erklärungen beigetreten: 


"Con respecto al Articulo primero que se refiere a la 
definieiön del termino refugiado', el Gobierno del 
Ecuador declara que su adhesiön a la Convenciön sobre 
el Estatuto de los Refugiados, no implica la aceptaciön 
de las Convenciones que no hubieren sido suscritas y 
ratificadas expresamente por el Ecuador. 


(Übersetzung) 

„Zu Artikel 1 betreffend die Begriffsbestimmung des 
Ausdrucks »Flüchtling’ erklärt die ekuadorianische Re¬ 
gierung, daß ihr Beitritt zu dem Abkommen über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge nicht die Annahme der 
nicht ausdrücklich von Ekuador Unterzeichneten und rati¬ 
fizierten Abkommen bedeutet. 
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Sobre el Articulo 15, igualmente declara que el 
Ecuador al aceptar las disposiciones en el contenidas, 
se hallan estas limitadas en cuanto se opongan a las de 
la Constituciön y leyes que no permiten a los extran- 
jeros y, por consiguiente, a los refugiados, formar parte 
de organismos politicos." 


Zu Artikel 15 erklärt sie ferner, daß die Annahme 
der darin enthaltenen Bestimmungen durch Ekuador in¬ 
soweit- eingeschränkt wird, als diese den verfassungs¬ 
mäßigen und gesetzlichen Bestimmungen zuwiderlaufen, 
die Ausländern und folglich Flüchtlingen nicht gestatten, 
politischen Organisationen anzugehören." 


Der ekuadorianische Außenminister hat dem Generalsekretär der Vereinten Nationen am 9. Februar 
1956 folgende zusätzliche Erklärung notifiziert: 


"Como alcance al mencionado Instrumento de Adhe- 
siön nie es grato manifestar a Vuestra Excelencia que el 
Gobierno del Ecuador, con respecto al Articulo primero 
B (1), declara, que para los fines de la Convenciön, las 
palabras eventos ocurridos antes del 10 de enero 
de 1951', de la Secciön A, se entenderän que significan 
’eventos ocurridos en Europa antes del 10 de enero 
de 1951'." 


/ (Übersetzung) 

„Als Zusatz zu der erwähnten Beitrittserklärung ge¬ 
statte ich mir, Euerer Exzellenz mitzuteilen, daß die Re¬ 
gierung von Ekuador in bezug auf Artikel 1 Abschnitt B (1) 
erklärt, daß im Sinne des Abkommens die Worte des 
Abschnitts A ,Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 ein¬ 
getreten sind’ als .Ereignisse, die vor dem 1. Januar 
1951 in Europa eingetreten sind* zu verstehen sind.* 1 


Island hat durch seinen Ständigen Vertreter bei den Vereinten Nationen in einer am 28. Februar 1956 
eingegangenen Mitteilung dem Generalsekretär gemäß Artikel 1 B (1) des Abkommens notifiziert: 


"that for the purpose of the obligations of the Govern¬ 
ment of Iceland under this Convention, the words 
’events occurring before 1 January 1951' in Article 1, 
Section A, shall be understood to mean ’events occurring 
in Europe or elsewhere before 1 January 1951'." 


(Übersetzung) 

„daß die Worte .Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 
eingetreten sind' in Artikel 1 Abschnitt A hinsichtlich der 
von der isländischen Regierung auf Grund dieses Abkom¬ 
mens eingegangenen Verpflichtungen im Sinne von .Er¬ 
eignissen, die vor dem 1. Januar 1951 in Europa oder 
anderswo eingetreten sind' zu verstehen sind." 


Irland ist dem Abkommen mit folgenden Erklärungen und Vorbehalten beigetreten: 


1. The Government of Ireland understand the words 
’events occurring before 1 January 1951' in Article 1, 
Section A, to mean ’events occurring in Europe or 
elsewhere before 1 January 1951’. 

2. The Government of Ireland understand the words 
'public order' in Article 32 (1) and the word in accord- 
ance with due process of law' in Article 32 (2) to 
mean, respectively, 'public policy' and 'in accordance 
with a procedure provided by law'. 


3. With regard to Article 17 the Government of Ireland 
do not undertake to grant to refugees rights of wage- 
earning employment more favourable than those 
granted to aliens generally. 

4. The Government of Ireland undertake to give effect 
to Article 25 only insofar as may be practicable and 
permissible under the laws of Ireland. 

5. With regard to Article 29 (1), the Government of 
Ireland do not undertake to accord to refugees treat- 
ment more favourable than that accorded to aliens 
generally with respect to 

a) the Stamp Duty chargeable in Ireland Connec¬ 
tion with conveyances, transfers and leases of 
lands, tenements and hereditaments, 

b) the rebate of duty granted in Ireland on leaf 
tobacco used in tobacco factories controlled by 
resident Irish nationals, and 

c) Income Tax (including Surtax).* 


(Übersetzung) 

1. Nach Auffassung der irischen Regierung sind die 
Worte »Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 einge¬ 
treten sind’ in Artikel 1 Abschnitt A gleichbedeutend 
mit .Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in Europa 
oder anderswo eingetreten sind*. 

2. Nach Auffassung der irischen Regierung sind die 
Worte des englischen Textes .public order' in Arti¬ 
kel 32 (1) gleichbedeutend mit .public policy' und die 
Worte ,in einem durch gesetzliche Bestimmungen ge¬ 
regelten Verfahren' in Artikel 32(2) gleichbedeutend 
mit ,in einem ordentlichen Gerichtsverfahren' (,in ac¬ 
cordance with a procedure provided by law'). 

i 

3. Bezüglich Artikel 17 übernimmt die irische Regierung 
keine Verpflichtung, Flüchtlingen größere Rechte auf 
entgeltliche Beschäftigung einzuräumen als sie Aus¬ 
ländern im allgemeinen gewährt werden. 

4. Eine Verpflichtung zur Anwendung des Artikels 25 
übernimmt die irische Regierung nur insoweit, als es 
nach irischem Recht tunlich und zulässig ist. 

5. Bezüglich Artikel 29 (1) übernimmt die irische Regie¬ 
rung keine Verpflichtung, Flüchtlingen eine günstigere 
Behandlung zu gewähren als Ausländern im allge¬ 
meinen, betreffend: 

a) die in Irland bei Übertragungen, Abtretungen und 
im Zusammenhang mit Miet- und Pachtverhältnis¬ 
sen und Erblassungen erhobene Stempelgebühr; 

b) den Zollnachlaß, der in Irland auf Blatt-Tabak, 
der für die Verwendung in Tabakfabriken be¬ 
stimmt ist, die in Irland ansässigen irischen Staats¬ 
angehörigen unterstehen, gewährt wird, und 

c) Einkommensteuer (einschließlich Zusatzsteuer)." 
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Das Staatssekretariat des Heiligen Stuhls hat dem Generalsekretär der Vereinten Nationen in einem 
Schreiben, mit dem die Ratifikationsurkunde übermittelt wurde, folgendes mitgeteilt: 


«En vous remettant cet instrument de ratification, je 
suis Charge de vous preciser que le Saint-Siege, con- 
formement aux dispositions du paragraphe 1 de l'ar- 
ticle 42 de la Convention, formule la.reserve que l’ap- 
plication de celle-ci soit compatible en pratique avec la 
nature particuliere de l’ßtat de la Cite du Vatican et 
quelle soit sans prejudice des normes qui en reglent 
l'acces et le sejour. 

II declare en outre qu'au point de vue des obligations 
assumees par lui en vertu de la presente Convention, 
l'expression <evenements survenus avant le 1 er janvier 
1951 > figurant au paragraphe 2 de la Section A de l'ar- 
ticle premier, sera comprise comme se referant aux 
evenements survenus avant le 1 er janvier 1951 en 
Europe.» 


(Übersetzung) 

„Indem ich Ihnen diese Ratifikationsurkunde über¬ 
mittle, teile ich Ihnen weisungsgemäß mit, daß der Hei¬ 
lige Stuhl gemäß Artikel 42 Absatz 1 des Abkommens 
den Vorbehalt macht, daß die Anwendung des Abkom¬ 
mens in der Praxis mit dem besonderen Charakter des 
Staates der Vatikanstadt vereinbar sein muß und die für 
den Zutritt zu diesem Staat und für den Aufenthalt dort- 
selbst geltenden Normen nicht beeinträchtigen darf. 

Er erklärt ferner, daß vom Standpunkt der von ihm 
auf Grund dieses Abkommens übernommenen Verpflich¬ 
tungen die in Artikel 1 Abschnitt A Absatz 2 enthaltenen 
Worte »Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 eingetre¬ 
ten sind' als auf .Ereignisse’ bezüglich zu verstehen sind, 
»die vor dem 1. Januar 1951 in Europa eingetreten sind'." 


Die Niederlande haben den von ihrem Bevollmächtigten bei der Unterzeichnung des Abkommens 
gemachten Vorbehalt und die gleichzeitig abgegebene Erklärung bestätigt; die niederländische Ratifi¬ 
kationsurkunde enthält im übrigen die Erklärung, 

(Übersetzung) 


«1) que le Gouvernement neerlandais, en ce qui con- 
cerne larticle 26 de la presente Convention, se re- 
serve la faculte de designer ä certains refugies ou 
groupes de refugies un lieu de residence principale 
pour des raisons d’ordre public; 

2) que le Gouvernement neerlandais, dans les notifica- 
tions concernant les Territoires d’outre-mer ainsi 
qu'il est mentionne ä l article 40, paragraphe 2 de la 
presente Convention, se reserve la faculte de faire 
relativement ä ces Territoires une declaration teile 
qu elle est comprise ä l'article premier, section B, 
et de formuler des reserves conformement ä l'ar- 
ticle 42 de la Convention.» 


„1) daß die niederländische Regierung bezüglich Artikel 
26 des Abkommens sich vorbehält, gewissen Flücht¬ 
lingen oder Flüchtlingsgruppen aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung einen Hauptwohnsitz anzuwei¬ 
sen; 

2} daß die niederländische Regierung in den Notifizie¬ 
rungen bezüglich der überseeischen Gebiete gemäß 
Artikel 40 Abs. 2 des Abkommens sich vorbehält, 
hinsichtlich dieser Gebiete eine Erklärung im Sinne 
des Artikels 1 Abschnitt B abzugeben sowie Vorbe¬ 
halte gemäß Artikel 42 des Abkommens zu machen." 


Ferner hat der Ständige Vertreter der Niederlande bei den Vereinten Nationen bei der Hinterlegung 
der Ratifikationsurkunde gegenüber dem Generalsekretär die nachstehende Auslegungserklärung ab¬ 
gegeben: 


«En deposant rinstrument de ratification des Pays- 
Bas sur la Convention relative au Statut des refugies, 
je declare, au nom du Gouvernement neerlandais, que 
celui-ci ne considere pas les Amboinais qui ont ete 
transportes aux Pays-Bas apres le 27 decembre 1949, 
date du transfert de souverainete effectue par le Royau- 
me des Pays-Bas ä la Republique des Btats-Unis d’Indo- 
nesie, comme pouvant repondre ä la qualification de 
refugies, teile qu'elle est envisagee aux termes de l'ar- 
ticle premier de ladite Convention.» 


(Übersetzung) 

„Bei der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde der 
Niederlande zu dem Abkommen über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge erkläre ich im Namen der niederländischen 
Regierung, daß nach deren Auffassung die Amboinesen, 
die nach dem 27. Dezember 1949, dem Zeitpunkt des 
Übergangs der Hoheitsgewalt vom Königreich der Nie¬ 
derlande auf die Republik der Vereinigten Staaten von 
Indonesien nach den Niederlanden gebracht wurden, nicht 
als Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des genannten 
Abkommens zu gelten haben." 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung 
vom 18. April 1955 (Bundesgesetzbl. II S. 604). 

Bonn, den 14. Juni 1957. 


Der Bundesminister des Auswärtigen 

In Vertretung 
Hallstein 
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